#


Otto Schnübbe, Hannover





Frieden schaffen - aber wie?





Eine theologische und politische Erörterung





Auf Grund der Debatte über den Nachrüstungsbeschluß der NATO, der zugleich mit dem Angebot von Abrüstungsverhandlungen verbunden ist, ist die alte Debatte: "Friedensdienst mit Waffen - Friedensdienst ohne Waffen - Übergangslösungen zwischen beiden Positionen", wieder in den Mittelpunkt des Interesses gerückt. Das ist gut so, denn der Fragenkomplex ist so ernst, daß wir über ihn nicht zur Tagesordnung übergehen dürfen.





Einig sind sich alle ernstzunehmenden Parteien und Gruppen in dem Ziel: Ein dritter Weltkrieg muß unter allen Umständen und mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln verhindert werden. Er führt im Atomzeitalter zur Vernichtung großer Teile der Menschheit. Kontrovers ist die Frage: Wie kann dies Ziel erreicht werden in einer Welt, in der die Sünde herrscht, in einer Welt, die gerade heute voll ist von laufend zunehmenden religiösen, ideologischen, politischen und wirtschaftlichen Spannungen. Die Beurteilung dieses "wie" geht deswegen so weit auseinander, weil hier theologisch-ethische Fragen mit politischen Ermessensfragen aufs Engste miteinander verknüpft sind. So geht der Riß nicht nur quer durch unser Volk, sondern auch quer durch die Kirchen und ihre Gemeinden.





Im folgenden wird der Versuch gemacht:





I. Eine theologische Grundlage zu unserem Fragenkomplex zu erarbeiten,


II. die heutige kirchliche Situation,


III. die Frage nach einem gangbaren Weg zum Frieden zu erörtern und


IV. Konsequenzen für die Aufgaben der Kirche zu ziehen.





Natürlich tragen meine Ausführungen, insbesondere die Erörterung von Teil III, einen subjektiven Stempel, wenn auch der Versuch gemacht ist, die Fragenkomplexe so sachlich wie möglich zu erörtern. Auch bei weitgehender Einigung über Teil I und II wird Teil III kontrovers bleiben. Gleichwohl sollte über Teil IV zum mindesten eine weitgehende Einigung erstrebt werden. In der Verkündigung muß streng unterschieden werden zwischen dem, was die Kirche zu sagen hat, und dem, was unsere eigene Auffassung ist (s. Teil IV)





Teil III enthält meine eigene Auffassung. Sie gehört nicht in die Predigt, wohl aber bringe ich sie in die Diskussion in Kreisen, die um den rechten Weg zum Frieden sich Gedanken machen.





I. Die theologische Grundlage





1. Bei der Frage "Frieden schaffen - aber wie" geht es vor allem um das Verhältnis von Bergpredigt und Staat, also um das Verhältnis von Matthäus 5-7 und Römer 13. Beide Textaussagen stehen in Spannung zueinander, dürfen jedoch nicht gegeneinander ausgespielt werden, sondern gehören zusammen.





a) Zur Bergpredigt: Jesus kämpft in der Bergpredigt gegen Pharisäismus und Zelotentum. Den Pharisäern macht Jesus deutlich: Wer die Gebote Gottes wirklich ernst nimmt, muß sie ganz erfüllen, nicht nur ein Stück weit. Er muß sie von innen heraus erfüllen und darf sie nicht als verdienstliche Leistungen auffassen, die er vorweisen kann, neben denen er dann sozusagen steht. Der Mensch ist als ganzer gefordert. An Hand von bewußt extrem gewählten Beispielen (wie bei Jesus immer!) wird auf den verschiedenen in der Bergpredigt angesprochenen Gebieten die Tiefendimension des Guten ausgelotet, das zu tun der Mensch gerufen ist. Wer nur den Mord läßt, aber nicht Neid, Haß und Zorn überwindet, hat den Sinn des Gebotes: "Du sollst nicht töten", in der Tiefe nicht verstanden. Er erfüllt es nur äußerlich (Matth. 5, 21 f.). Wer nur seine Freunde liebt und nicht auch seine Feinde, hat das Gebot der Liebe in seiner Tiefe nicht begriffen. Er erfüllt es nur ein Stückweit (Matth. 5, 43-46). Wer Böses mit Bösem vergilt, hat nicht begriffen, daß er auch in der Antwort auf Böses sich nicht zum Bösen hinreißen lassen darf (Matth. 5, 38-39). Wer nur beim Eide die Wahrheit sagt, hat nicht verstanden, daß von ihm ganze Wahrhaftigkeit gefordert ist (Matth. 5, 33-37). Wer nur den äußeren Ehebruch läßt, aber andere Frauen begehrt, erfüllt das Verbot des Ehebruchs nur äußerlich. Er bricht "im Herzen" die Ehe (Matth. 6, 27 f.). Wer sich scheiden läßt, hat nicht begriffen, daß die Ehe eine ganze Entscheidung fordert (Matth. 5, 31-32). Wer freilich deswegen meint, eine unhaltbare Ehe rein äußerlich aufrechterhalten zu müssen, hat Jesus nicht verstanden. Denn er präsentiert ja hier nur einen äußeren Gehorsam, neben dem er steht, anstatt das Gebot Gottes über die Ehe von innen heraus ganz zu erfüllen (vgl. hierzu besonders aus Bultmanns Jesusbuch den Abschnitt über die Bergpredigt).





C. F. von Weizsäcker hat in gewisser Weise recht, wenn er sagt: Bei der Bergpredigt geht es letztlich um den kategorischen Imperativ. Der Theologe müßte präzisieren: Hier wird das Wesen des Guten in seiner Tiefe ausgelotet, so wie es von Gott her von je her gewollt ist. G. Conzelmann: 





"Liebet einander, das ist kein Sondergebot für die letzte Zeit. Das war von je her Gottes Wille und gilt darum unabhängig von der Weltsituation."





Die Bergpredigt ist also keine Interimsethik für die letzte Zeit (gegen Albert Schweitzer). Die Gebote sind nicht mit dem vor der Tür stehenden Gericht, sondern mit dem Wesen Gottes begründet (Matth. 5, 45 ff., Luk. 6, 35 f.). Die Bergpredigt ist auch keine Spezialethik für Mönche, während für den Staatsmann nur das Naturrecht gilt (gegen die traditionelle katholische Interpretation, die heute freilich von der Mehrzahl der katholischen Exegeten nicht mehr geteilt wird). Die Bergpredigt will den Menschen auch nicht nur von der Größe seiner Sünde überzeugen (gegen die altprotestantische Orthodoxie). Ihre Gebote haben Gültigkeit für uns alle. All die oben genannten extremen Beispiele zeigen letztlich dies Eine: Es gilt, sich in seiner Existenz bestimmen zu lassen durch Gottes Geist, der vollkommene und barmherzige Liebe ist. Die Liebe überwindet Neid, Haß, Zorn, sie schließt auch den Feind ein, sie vergilt nicht Böses mit Bösem, sie ist wahrhaftig, sie hält die eheliche Treue. So geht es letztlich um das Halten des 1. Gebotes: Ich bin der Herr, dein Gott. Wie dies auf den verschiedenen Gebieten des Lebens und in der jeweiligen Situation zu verwirklichen ist, darüber gilt es immer wieder neu nachzudenken. Denn Jesus bietet uns keine ausgeführte Ethik, aber zeigt uns den Geist derselben.





Die These der altprotestantischen Orthodoxie, die Bergpredigt führt zur Erkenntnis der Sünde, und die Einsicht, daß ihre Gebote für uns alle gelten, dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. Nur das, was für mich gültiges Gebot ist, führt zur Erkenntnis der Sünde. C. F. von Weizsäcker sagt: Ihm sei von Jugend an klar gewesen, daß angesichts der Bergpredigt unser ganzes Leben falsch sei. Wir erfüllen ihre Gebote nicht. Auf der anderen Seite habe er nie daran gezweifelt, daß das Geforderte zutiefst wahr sei, denn es lote die Tiefendiemension des Guten aus und habe daher Gültigkeit. So führe in der Tat die Bergpredigt zur Erkenntnis der Sünde. Aber diese Erkenntnis sei in Wahrheit heilsam, sie mache demütig und sei dadurch die Voraussetzung für das Tun des Guten. Wer nicht demütig sei, also nicht erkenne, daß er Sünder ist, dem bleibe nicht anderes übrig, als Böses zu tun! Wer sich selber und seine Ideologie selbstgerecht Vergötze, der sei jederzeit bereit, Menschen sogar umzubringen, wenn es ihm zweckmäßig erscheint. Das bedeutet: Die Demut des Sünders vor Gott und die Erfüllung des Gebotes der Nächstenliebe bedingen sich in gewisser Weise gegenseitig.





Diese Sicht der Dinge scheint mir eine wichtige Mahnung zu sein in einer Zeit, in der in zunehmendem Maße die eigene Auffassung verabsolutiert wird und die Bereitschaft der Achtung des Andersdenkenden erschreckend abnimmt. Wenn in Diskussionen nur noch geschrieen und gepfiffen wird, wenn jemand es wagt, eine gegenteilige Auffassung zu vertreten, wenn Podien "besetzt", Lautsprecher aus der Hand gerissen werden, um andere Meinungsäußerungen zu verhindern, dann haben die Moral und die Demokratie! aufgehört.





Daß die Gebote der Bergpredigt Konsequenzen des Evangeliums und nicht Gesetz sind, darüber wird noch zu reden sein (Ziffer 2 b).





b) Worum geht es In Römer 13? Hier geht es darum, daß in der noch unerlösten Welt, also in der sündigen Wirklichkeit, der Staat einen entscheidenden, wohlgemerkt von Gott gebotenen Auftrag hat. Er allein trägt das Schwert und hat das Recht, wo nötig mit Gewalt, durchzusetzen. Nur so kann der Anarchie und dem Unrecht in einer sündigen Wirklichkeit gewehrt werden. Die Bekenntnissynode von Barmen (1934) hat das so formuliert: "Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat, in der noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht, menschlichen Vermögens, unter Androhung und Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dankbarkeit und Ehrfurcht gegen Gott die Wohlfahrt dieser seiner Anordnungen an". Aufgrund des Mißbrauchs der Macht durch den Staat im Dritten Reich (Offb. 13) haben wir heute zumeist ein gebrochenes Verhältnis zur staatlichen Wirklichkeit. Gleichwohl gilt auch hier: Abusus non tollit usum (Schlechter Gebrauch hebt guten Gebrauch nicht auf). Auch kein noch so demokratisch organisierter Staat wird auf Macht zur Durchsetzung von Recht und Frieden verzichten können. Die Kirche muß heute den Mut haben, dies zu sagen. So hat denn auch der Vorsitzende des Rates der EKD die Sätze von Barmen vor der EKD-Synode 1981 zitiert. Die evangelische Theologie darf Römer 13 nicht verlieren!





Daß Macht kontrolliert werden muß, darf allerdings niemals vergessen werden. Und wir haben das in unserer Geschichte all zu oft vergessen!





c) Wie aber verhalten sich nun Bergpredigt und Römer 13 zueinander? Wir sagten: Die Bergpredigt zeigt uns den absoluten Anspruch Gottes auf unser Leben. Ihre Gebote stehen in Spannung zu all unserem Tun. Sie wollen jedoch keineswegs die staatliche Rechtsordnung als solche aufheben. Jesus sagt: ''Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott was Gottes ist" (Matth. 22, 21). Dieser Satz bedeutet zwar keinesfalls, daß die Gebote des Kaisers gleichberechtigt neben denen Gottes stehen, so daß Gott mit seinem Gebot nicht in den Staat hereinzureden hat - eine falsche und gefährliche Interpretation-, wohl aber, daß auch die Gebote des Kaisers in dieser Welt ihr Recht haben. Der Hauptmann von Kapernaum wird von Jesus als Vorbild des Glaubens für Israel hingestellt, ihm wird aber nicht gesagt, daß er sein Schwert niederlegen soll (Matth. 8, 5-13). Das gleiche gilt von dem Hauptmann Cornelius (Apg. 10, 1 ff.). Freilich fällt durch das Verbot der Wiedervergeltung kritisches Licht auf jede Rechtsordnung, "aber nun keineswegs, um staatliche und rechtliche Ordnung aufzuheben, sondern um das Gebot Gottes in seiner unumschränkten Forderung herauszustellen" (Schniewind). Das zeigt sich auch an dem eigenen Verhalten Jesu beim Verhör vor Gericht. Er bietet nicht dem Schlagenden die andere Wange, sondern stellt die zur Rede, die ihm Unrecht tun (Mark. 14, 48; Joh. 18, 23). Und Paulus ruft als römischer Bürger das Römische Recht an und appelliert an den Kaiser (Apg. 16, 37ff., 22, 25ff., 25, 1 ff.). Die Erzählung von der gewaltsamen Tempelreinigung durch Jesus gehört freilich nicht in diesen Zusammenhang. In ihr geht es nicht darum, daß Jesus in Stellvertretung für die Obrigkeit mit der Geißel in der Hand für Ordnung im Tempelbereich sorgt, sondern darum, daß der Herr "in heiligem Zorn" (Luther) also nicht in unheiligem Zorn! der Schändung der Ehre Gottes entgegentritt und die Entstellung der israelitischen Religion richtet. Gott ist heilige Liebe.





Freilich, nochmals sei es gesagt, es liegt eine erhebliche Spannung zwischen der Bergpredigt und unserer Art, in der wir leben. Das bezieht sich auch auf das Verhältnis zwischen Bergpredigt und Staat. Es ist eine heilsame Spannung, die notwendig ist! Das haben die Reformatoren wohl gesehen. Trotzdem haben sie unermüdlich geltend gemacht, daß das Gebot der Liebe und die staatliche Gewalt sich, wenn beide recht verstanden werden, einander nicht widersprechen. Denn auch das Schwert des Staates ist um der Liebe willen da. Es hat Schutzfunktion. Mögen die Mittel des Staates, um in einer sündigen Wirklichkeit Recht und Ordnung aufrechtzuerhalten, hart sein müssen, sie dienen, wenn sie unter Wahrung der Menschenwürde mit Weisheit und Verantwortungsbewußtsein eingesetzt werden, dem Frieden, dem Recht und der Freiheit des Bürgers. An diesem Zielgedanken und der Verhältnismäßigkeit der Mittel hat sich jeder Staat messen zu lassen. Augustin hat einmal einem römischen Befehlshaber, der durch die Liebesbotschaft der Bergpredigt innerlich ergriffen war und darum glaubte, sein Schwert dem Bischof zu Füßen legen zu müssen, geantwortet: Geh an die Grenzen der afrikanischen Provinz und verteidige dort das Reich gegen Einfälle von außen. Das ist der Dienst der Liebe, den Gott von dir fordert.





2. Das Verhältnis von Bergpredigt und Staat muß auf dem Hintergrund der Botschaft vom Reiche Gottes verstanden werden.





a) Reich Gottes und Staat. Nach der Botschaft des Neuen Testaments gilt: Im Kreuz und in der Auferstehung Jesu Christi von den Toten ist die Überwindung der negativen Kräfte in dieser Welt, nämlich der Sünde und des Todes, in Erscheinung getreten. Damit ist das Ziel aller Geschichte: das Reich Gottes, die Verwandlung und Vollendung unseres Lebens in Gott, ja der ganzen Schöpfung, offenbar geworden. Von dieser Auferstehungsbotschaft her leben wir, und zwar "schon jetzt" im Glauben an das Reich Gottes, "aber noch nicht beim Schauen desselben" (2. Kor. 5, 7). Der Begriff "Hoffnung" bezieht sich im Neuen Testament auf diese noch ausstehende Vollendung des Reiches Gottes. Gott allein ist es, der es verwirklichen kann. Nirgends ist die Hoffnung ausgedrückt, daß der Mensch aus eigener Kraft diese Welt in ein Paradies verwandeln kann. (Können wir etwa die Fesseln der Sünde und des Todes sprengen?) Von hieraus wird so wichtig, was Jesus gegen den Zelotismus sagt, der heute freilich im wesentlichen in säkularisierter, marxistischer Form auftritt. Man kann das Reich Gottes nicht mit Gewalt auf die Erde bringen. Man zerschlägt damit alles und steht im Endeffekt vor einem Trümmerhaufen (vgl. Matth. 13, 24-30). Das hat Luther klar erkannt, wenn er in der Auseinandersetzung mit den Schwärmern seiner Zeit darauf hinwies, daß die, die das Reich Gottes mit Gewalt auf die Erde bringen wollten, nur die Hölle geschaffen haben. Für das Reich Gottes kann man nicht mit dem Schwerte kämpfen. "Das Wort allein tut's" (Luther). In der Verfolgung ist der Kirche in der Nachfolge ihres Herrn der Weg des Leidens vorgeschrieben. Der Satz Jesu vor Pilatus trifft deutlich diese Unterscheidung: "Mein Reich ist nicht von dieser Welt. Wäre mein Reich von dieser Welt, meine Diener würden kämpfen, daß ich den Juden nicht überantwortet würde. Nun aber ist mein Reich nicht von dannen" (Joh. 18, 36).





Was bedeutet das alles für den Staat? Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, mit Mitteln der Gewalt religiöse oder pseudoreligiöse Glaubensvorstellungen durchzusetzen. Im Unterschied zu anderen Religionen und Kulturkreisen hat der Staat nach dem Neuen Testament ausschließlich die Aufgaben "in der noch nicht erlösten Welt... für Recht und Frieden zu sorgend" (s. 1 b). Dazu allein trägt er das Schwert. Die der Rechtsordnung zugrunde liegenden Wertvorstellungen müssen allerdings an Gottes Geboten gemessen werden. (Die Frage des Rechtes auf Revolution braucht hier nicht behandelt zu werden.)





b) Reich Gottes und Ethik. Wir sagten mit Paulus: Wir leben im Glauben an das Reich Gottes, es bestimmt jetzt schon unsere Herzen, aber wir leben noch nicht im Schauen desselben. Gleichwohl muß nun in aller Schärfe gesagt werden: Dem Christen ist jetzt schon in dieser Welt (als Erstlingsgabe und Pfand der Erlösung) der Heilige Geist geschenkt (Röm. 8, 23; 2. Kor. 1, 22). Darum muß die Kirche, müssen wir alle täglich um den Geist aus der Höhe bitten. Dieser Geist gibt uns die Kraft, Gottes Gebote recht zu erkennen und zu erfüllen und diese irdische Welt zu gestalten in Verantwortung vor ihm. Dabei fallen dem Staat die oben beschriebenen Aufgaben zu.





Das bedeutet, die ethischen Weisungen Jesu in der Bergpredigt und die anderen ethischen Weisungen im Neuen Testament sind nicht einfach Forderungen, die der Mensch aus eigener Kraft erfüllen soll. ("Gesetzesethik") Vielmehr gilt: Was Gott fordert, das schenkt er zugleich. Christliche Ethik ist Ethik des Geistes und der Freiheit.





C. F. von Weizsäcker hat in seinem letzten schönen Büchlein über die Seligpreisungen (Lapide-Weizsäcker, "Die Seligpreisungen", 1980) mit Recht darauf hingewiesen, daß alles, was Jesus an Geboten in der Bergpredigt verkündigt, im Indikativ der Seligpreisungen ruht. Das heißt also in der Heilszusage, die den Sündern gilt, die in der Gottesferne stehen. Ihnen gehört das Himmelreich, und zwar jetzt schon! Weil Gott uns so unendlich liebt, sollen auch wir Liebe üben. Seine Liebe überwindet uns zur Nächstenliebe. Darum ist sein Joch trotz radikalen Gehorsamsforderungen sanft und seine Last leicht (Matth. 11, 29, vgl. Schniewind zur Stelle). C. Conzelmann sagt: "Wie steht es mit der Erfüllbarkeit und der Erfüllung dieser Forderung? Jesus fragt nicht theoretisch nach der allgemeinen Fähigkeit des Menschen. Seine Voraussetzung ist, daß Gott durch die Bekanntgabe der Forderung ihre Erfüllung ermöglicht. Der Gebietende ist zugleich der Sorgende und der Vergebende. Gerade weil seine Forderung absolut ist, ist sie Befreiung. Die Ausschließlichkeit der Orientierung am Reiche Gottes überhebt der Sorge, weil Gott alles Nötige schenkt." (Grundriß Theologie Neues Testament, 1967, S. 137.)





So gilt uns allen die alttestamentliche Zusage: ''Fürchte dich nicht, spricht der Herr, ich habe dich erlöst, ich habe dich bei deinem Namen gerufen. Du bist mein" (Jes. 43, 1), du gehörst mir in Zeit und Ewigkeit! Durch diese Zusage, die uns, den Sündern, gemacht wird, stehen wir im Frieden mit Gott, der höher ist als alle Vernunft und zugleich in der herrlichen Freiheit der Kinder Gottes, die fröhlich und nicht gesenkten Hauptes ihre Straße ziehen dürfen: Frei von Sünde, frei vom Tode und frei zur Tat der Liebe durch die Kraft des Heiligen Geistes. Von daher ist alles christliche Ethos, Ethos des Geistes und Ethos der Freiheit. Darüber ist man sich im evangelischen Lager auch weitgehend einig. Conzelmann: "Gott hat mir zuerst vergeben, damit die Möglichkeit geschenkt, in Freiheit ohne welthafte Rückversicherung zu leben. Diese Freiheit im Zusammenleben zu bewähren, macht das Wesen der christlichen Sittlichkeit" (ebenda S. 140). Im Hören auf Gottes Wort gilt es auf allen Gebieten des Lebens, auch hinsichtlich unserer staatsbürgerlichen Existenz den Geist, den Sinn und die Tiefe der göttlichen Gebote auszuloten und in der Freiheit eines Christenmenschen das in der jeweiligen Situation Gebotene zu erkennen und danach zu handeln.





3. Was bedeutet das alles nun für uns als Staatsbürger hinsichtlich der Thematik: "Frieden schaffen aber wie?"





Aus der Erkenntnis, daß christliches Ethos Ethos der Freiheit ist, zieht Karl Barth hinsichtlich unserer Thematik die bemerkenswerte Konsequenz: In der Bereitschaft zum Gehorsam gegen das Gebot des lebendigen Gottes darf es weder den "prinzipiellen Militarismus" geben, den Aberglauben an die Unvermeidbarkeit des Krieges und an sein Verständnis als göttlicher Weltordnung, noch den ''prinzipiellen Pazifismus". Alle Ismen sind falsche Götter. Nachdem Barth mit aller Schärfe zum Kampf gegen den Krieg aufgerufen hat, sagt er aber auch zum Wehrdienstverweigerer: er dürfte mit seiner Dienstverweigerung weder der Freiheit des gebietenden Gottes, noch auch seiner eigenen Freiheit, das heißt der Freiheit seines staatsbürgerlichen Gewissens, zu nahe treten. Er müßte sie in diesem doppelten Sinn als ein freier Mann - und als ein solcher, der frei bleiben will - vollziehen. Die radikalen Pazifisten sind in diesem Sinne keine freien Menschen: keine, die auch frei bleiben wollen. Prizipieller Antimilitarismus läuft vor lauter Konsequenz auf eine Dienstverweigerung hinaus, die man sich nun eben nicht leisten dürfte." In der Tat wäre theologisch von hierher ein Fragezeichen zu setzen hinter den prinzipiellen, d. h. also den gesetzlich verstandenen Pazifismus der sogenannten Friedenskirchen (Menoniten und Quäker), so ernst ihre sittliche Entscheidung auch genommen werden muß, und so sehr diese uns ständig zur Korrektur unserer oft allzu leichtfertigen Rechtfertigung von Kriegen veranlassen sollte.





Der Wehrdienstverweigerer, der nicht im Sinne der Friedenskirchen prinzipieller Pazifist ist, sondern der von dem evangelischen Ethos des Geistes und der Freiheit her denkt, darf seine pazifistische Haltung nicht nur individualethisch begründen, sondern muß das zugleich auch staatspolitisch tun. Das heißt, er muß auch in seiner Eigenschaft als Staatsbürger begründen können, warum er in der konkreten Lage glaubt Pazifist sein zu müssen. Denn er kann sich als Staatsbürger nicht einfach automatisch von den in Römer 13 dem Staat zukommenden Aufgaben entbinden. Das heißt, es darf ihm nicht nur um eine rein individuell verstandene Gewissenssalvierung gehen. Verantwortung für den Staat ist von ihm gefordert!





Karl Barth formuliert so: "Und auch in der auf alle Fälle gebotenen staatsbürgerlichen Treue wird ja die Dienstverweigerung nur vollzogen werden können, wenn sie relativ und nicht absolut, wenn sie also frei ist von der Vorstellung, daß es dem Staat schlechterdings und unter allen Umständen verwehrt sei, Krieg zu führen und zum Kriege zu rüsten. Sie muß, wenn sie in politischer Verantwortlichkeit vollzogen wird, die Bereitschaft des Dienstverweigerers in sich schließen, auf die ihm jetzt und hier, unter diesen konkreten Umständen gebotenen Widersetzlichkeit ein anderes Mal - wenn ihm als Staatsbürger etwas anderes geboten sein sollte - auch verzichten, den verlangten Dienst also auch leisten zu können" (K. D. III, 4 Seite 536).





Es ist übrigens theologisch von einem evangelisch verstandenen Ethos her falsch, Gollwitzer und Albertz Inkonsequenz vorzuwerfen, wenn sie einerseits die Atomrüstung der Bundesrepublik ablehnen, aber andererseits die Sendung von Waffen zur Unterstützung der linken Widerstandskämpfer in El Salvador gutheißen. Das betone ich ausdrücklich, obgleich ich ihre politische Entscheidung in beiden Fällen für falsch halte. Ein prinzipieller Pazifismus wird innerhalb unserer Kirche nur von wenigen vertreten. Ein relativer Pazifismus aus staatlicher Verantwortung, der also z. B. sich lediglich gegen die Atomrüstung der Bundesrepublik wendet, wird leider in unseren Kriegsdienstverweigererverfahren so gut wie nicht anerkannt. Er ist zweifellos die evangelisch legitimere Form des Pazifismus, weil er Römer 13 berücksichtigt.





Frieden in einer sündigen Wirklichkeit zu wahren nach innen und nach außen, dazu gehört ein hohes Ethos des einzelnen und ein ebenso hohes Staatsethos. Beides gehört zusammen. Da die Wirklichkeit bekanntlich nicht statisch, sondern dynamisch ist und in ihr ständig neue Konflikte auftreten, im großen wie im kleinen, fordert das ein ständiges Ringen um Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit innerhalb eines Volkes und im Zusammenleben der Völker.





In diesem Zusammenhang sollte noch auf Max Webers gewichtige Unterscheidung zwischen Gesinnungsethik und Verantwortungsethik hingewiesen werden. In der Politik genügt nicht nur eine rein individualistische Gesinnungsethik, die nach der Lauterkeit der persönlichen Motive fragt. Vielmehr muß der Politiker, der für andere entscheidet, nach der sogenannten "Verantwortungsethik" handeln. Nach dieser gilt es auch zu prüfen, welche Folgen die zu beschreitenden Wege in der harten (durch die Sünde bestimmten!) Wirklichkeit haben werden. Diese Folgen und nicht nur seine lauteren Motive hat der Staatsmann vor Gott zu verantworten. Dies ist gut reformatorisch gedacht! Von Max Webers Konzept her geht Helmut Schmidt die gesamte Problematik der Sicherung des Friedens an. Der Vorschlag der Waffenlosigkeit als Mittel der Friedenssicherung wird vom Standpunkt einer Verantwortungsethik her abgelehnt: "Der Irrtum derer, die Waffenlosigkeit predigen, liegt darin, daß sie die Lauterkeit ihrer Motive bereits für den Erfolg halten. Wenn jedoch alle anderen zu Stalins Zeiten so gehandelt hätten, würden sowjetische Divisionen nicht nur an der Elbe, sondern am Rhein... stehen.' (Helmut Schmidt in Evang. Kommentare vom April 1981).





Um der Wahrung eines Friedens in Gerechtigkeit und Freiheit willen, wohlgemerkt nur um dieses Zieles willen, kannte die christliche Tradition (schon Augustin, nicht erst die Reformatoren), die Möglichkeit des gerechten Krieges (katholisch im wesentlichen naturrechtlich, evangelisch biblisch begründet). Sein ursprünglicher Sinn, wenn auch immer wieder dagegen verstoßen worden ist, wollte nicht ein Gutheißen des Krieges sein, sondern im Gegenteil, der Beschränkung von Kriegen dienen. Als gerecht galt ein Krieg nur dann, wenn es sich um ein gerechtes Ziel handelte, und wenn er zugleich gerecht, das heißt unter Achtung der Gesetze des humanen Umgangs mit Gefangenen, Zivilisten usw. geführt wurde. Von daher ist auch die soldatische Ethik entwickelt worden. Daß gegen diese Grundsätze politisch und militärisch immer wieder verstoßen worden ist, liegt auf der Hand.





Il. Die heutige kirchliche Situation





1. Es muß ganz deutlich gesehen werden, daß die Waffenentwicklung vor allem seit dem Zweiten Weltkrieg zum mindesten im europäischen Raum sogenannte "gerechte" Kriege nicht mehr möglich macht. Die Atombombe ist der große, nicht mehr rückgängig zu machende, Eingriff in die Geschichte des Krieges. Die heutigen atomar ausgerüsteten Großmächte nehmen mit Hilfe ihrer modernen Massenvernichtungsmittel von vornherein sämtliche Bürger des gegnerischen Staates als Geisel, um den anderen abzuschrecken. Und kommt es zum Schlagabtausch strategischen Ausmaßes, bedeutet das die gegenseitige Vernichtung beider Seiten. Das bedeutet, der Krieg ist "zur unmöglichen Möglichkeit" geworden. Die These vom gerechten Krieg hat keinen Bestand mehr. Darüber besteht in der Kirche, ja in den Kirchen, heute Einigkeit. Die jungen Völker, in der Dritten Welt und teilweise auch ihre Kirchen sehen die Frage des gerechten Krieges freilich anders. Doch dies kann hier außer acht bleiben. Das bedeutet, es kann heute von uns nur noch die Frage gestellt werden: Wie können Kriege verhindert werden, verhindert werden wohlgemerkt in einer sündigen Wirklichkeit nicht in einer aus harmlosen Partnern bestehenden Welt.





2. Hier scheiden sich innerhalb der Kirchen die Geister. Die einen meinen, heute in unseren europäischen Verhältnissen überhaupt keine Waffen mehr in die Hand nehmen zu dürfen. Sie folgen der Parole: "Frieden schaffen ohne Waffen". Die anderen sind der Meinung, daß dies eine fromme Utopie ist. Sie meinen, Frieden läßt sich nur schaffen durch Abrüstung unter Wahrung des Gleichgewichts der militärischen Kräfte. Dazwischen gibt es verschiedene mittlere Positionen. In diesen wird "Frieden schaffen" meist als ein allmählicher Prozeß gesehen, der durch Abrüstungsvorleistungen in Gang gebracht werden soll. Erst am Ende steht die volle Abrüstung. (In dieser Richtung votierte neuerdings auch die Mehrheit der Synode der Niederländischen Reformierten Kirche im November 1980. Auch das Frankfurter Programm einer "gradualistischen Abschreckungstheorie" von Gruppen aus der evangelischen und katholischen Kirche läuft in diese Richtung).





Die Gegensätze innerhalb der Christenheit scheinen hoffnungslos. So wurde schon auf der EKD Synode von Spandau 1958 folgender Beschluß gefaßt: "Die unter uns bestehenden Gegensätze in der Beurteilung der atomaren Waffen sind tief. Sie reichen von der Überzeugung, daß schon die Herstellung und Bereithaltung von Massenvernichtungsmitteln aller Art Sünde vor Gott ist, bis zu der Überzeugung, daß Situationen denkbar sind, in denen in der Pflicht zur Verteidigung der Widerstand mit gleichwertigen Waffen vor Gott verantwortet werden kann. Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen und mühen uns um die Überwindung dieser Gegensätze. Wir bitten Gott, er wolle uns durch sein Wort zu gemeinsamer Erkenntnis und Entscheidung führen."





3. Um dem harten Gegeneinander der Parteien entgegenzuwirken, wurde in den sogenannten "Heidelberger Thesen" von 1959 mit Hilfe des an sich aus der Physik stammenden Begriffs der Komplementarität, der mutatis mutandis, auf die historische Ebene übertragen wurde, versucht, das gegenseitige relative Recht der beiden Thesen "Frieden schaffen - ohne Waffen", ''Frieden schaffen - mit Waffen" herauszuarbeiten. Das hat die Fronten etwas entspannt. Dieser Begriff "Komplementarität" wurde auch in die Denkschrift der EKD "Friedensdienst der Christen" 1969 übernommen und ist auch in die m. E. ausgesprochen gute Arbeitshilfe der Westfälischen Kirche "Friedensarbeit und Friedenserziehung" 1978 positiv aufgenommen worden. Die "Heidelberger Thesen" versuchen die gegensätzlichen Gewissensentscheidungen als komplementäres Handeln zu verstehen. Das ist möglich, wenn beide Parteien dieselbe Grundüberzeugung haben. Und das ist in der Tat der Fall. So heißt es: "Der gemeinsame Grund muß das Ziel der Vermeidung des Atomkrieges und der Herstellung des Weltfriedens sein. In der gefährdeten und vorbildlosen Lage unserer Welt können aber Menschen von verschiedenen Schicksalen und verschiedener Erkenntnis verschiedene Wege zu diesem Zeil geführt werden. Es kann sein, daß der eine seinen Weg nur verfolgen kann, weil jemand da ist, der den anderen Weg geht. Mit einem aus der Physik entlehnten Wort nennen wir solche Wege komplementär."





Diese Komplementarität wird in These 11 so interpretiert: "Die atomare Bewaffnung hält auf eine äußerst fragwürdige Weise immerhin den Raum offen, innerhalb dessen solche Leute wie die Verweigerer der Rüstung die staatsbürgerliche Freiheit genießen, ungestraft ihrer Überzeugung nachzuleben. Die aber halten, so glauben wir, in einer verborgenen Weise mit den geistlichen Raum offen, in dem neue Entscheidungen vielleicht möglich werden." Freilich wird deutlich betont, daß man sich mit der These der Komplementarität nicht zufrieden geben darf, sondern daß alles darauf ankommt, politische Lösungen zu finden, die uns aus dem Gleichgewicht des Schreckens herausführen. Die Beteiligung an dem Versuch, durch Atomwaffen den Frieden in Freiheit zu sichern, ist heute noch nötig. Dies noch muß jedoch überwunden werden. Diese Erwägungen scheinen mir zur Zeit das Höchsterreichbare bei der Annäherung der Standpunkte zu sein. Gerade ein dialektisches Denken wird offen sein für die Erkenntnis, beide Standpunkte bedürfen einander als Korrektur. Das verpflichtet uns, freilich unter der Devise: Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen, unseren Standpunkt im Hören auf den anderen ständig neu zu durchdenken.





4. Doch, ist Hören aufeinander heute eigentlich noch möglich? Es war immer schon schwer und ist heute noch schwerer geworden. Das hat gewichtige Gründe. Seit 1968 hat sich das Gesicht der Bundesrepublik verändert. Teile namentlich der jüngeren Generation sind aus dem Staat ausgewandert. Darum hören sie auch nicht mehr auf staatspolitische Argumente. Ihr "Bewußtsein" ist durch neomarxistische Utopien bestimmt (vor allem der junge Marx, Marcuse, Bloch). Diese Ideologie hat ihre Wurzel in der radikalen jüdischen Eschatologie, die auf den noch ausstehenden! Messias wartet und die Gegenwart verteufelt. Ziel ist das Reich Gottes auf Erden. Die atheistisch, säkularisierte Form dieser Ideologie hat die Verteufelung der Gegenwart eher noch verschärft. Aus ihr steigt man eben aus und träumt von einer neuen, heilen, irdischen Welt, die (an Stelle des abgesetzten Gottes) der Mensch aus eigener Kraft schafft. Wer gegenwartsbezogen staatspolitisch argumentiert, hat das "falsche Bewußtsein." Ihm braucht man nicht mehr zuzuhören. Nicht nur einige Spielarten des modernen Terrorismus, sondern auch einige Zweige der modernen Friedensbewegung sind durch diese ideologische Welle bewußt oder unbewußt bestimmt. Man fordert, daß Verteidigungsminister Apel auf dem ev. Kirchentag nicht einmal reden soll!!





Dem kann letztlich nur theologisch begegnet werden. Und damit muß ich unter 1, 2 und 3 Gesagtes in etwas anderer Zuspitzung aufnehmen. Diese Welt ist und bleibt trotz ihrer Entstellung durch die Sünde Gottes Schöpfung. Der Messias steht nicht mehr aus, sondern ist schon erschienen, und zwar in Jesus Christus. Er hat diese Welt geliebt, so wie sie ist. Auch wir haben sie zu lieben trotz des Bösen in ihr. Wir dürfen nicht aus ihr aussteigen in eine utopische Zukunft. In Jesu Christi Tod und Auferstehung ist das Reich Gottes schon in Erscheinung getreten. Die Erlösung ist schon geschehen. Wir leben aus dem Glauben an Gottes Reich und in der Hoffnung auf seine Vollendung durch den lebendigen Gott. Wir haben dieses Reich nicht selber zu schaffen auch nicht seine säkularisierte Form eine utopische Überforderung, an der wir zerbrechen. Durch Christus befreit von hektischer Angst sind wir an die bescheidenere Aufgabe gewiesen, diese gegenwärtige Welt nach Gottes Gebot zu gestalten. So gilt es einerseits engagiert und andererseits sachlich und nüchtern, in staatspolitischer Verantwortung und im Hören aufeinander die Schritte zu überlegen, die heute getan werden müssen, damit der Friede erhalten bleibt.





In diesem Sinn will das Folgende ein Diskussionsbeitrag sein.





Ill. Die Frage nach einem gangbaren Weg zum Frieden





1. Die These des prinzipiellen Pazifismus: "Frieden schaffen - ohne Waffen."





Diese These ist früher fast ausschließlich von Gliedern der sogenannten Friedenskirchen (Menoniten, Quäker) vertreten worden. Sie ist jedoch heute auch in die großen Kirchen eingezogen und wird dort vor allem von Jugendlichen vertreten. Je mehr die Kenntnis der grauenhaften Wirkung der Atomwaffen zunimmt, um so mehr wächst die Zahl der Anhänger dieser These. Umkehr zur vollen Gewaltlosigkeit ist geboten. Hinter diesem Pazifismus steht oft ein großer sittlicher Ernst. Darum ist der Satz "Frieden schaffen - ohne Waffen" als persönliche Gewissensentscheidung unbedingt anzuerkennen und zu achten. Freilich wird ein verantwortlicher Außenpolitiker schwerlich nach ihm handeln können. Die Durchführung dieser These würde zur Neutralisierung der Bundesrepublik führen, diese völlig schutzlos, politisch und wirtschaftlich erpreßbar machen und sie der Sowjetunion ausliefern. Und ist die Sowjetunion etwa so friedfertig, wie das behauptet wird? Treibt sie nicht aus ideologischen, aber auch aus wirtschaftlichen und politischen Gründen eine sehr handfeste Weltmachtpolitik, die nicht nur die militärische Drohung (heute Polen), sondern auch die militärische Gewalt (zum Teil mit Hilfe Cubas) zur Durchsetzung ihrer Ziele skrupellos einsetzt? Zur Begründung der These "Frieden schaffen - ohne Waffen" kann jedenfalls nicht angeführt werden, daß die Sowjetunion von sich aus keinen Drang zur Ausweitung ihres Machtbereichs habe. Das gilt zwar heute. Wie aber sieht das in 10 Jahren aus? Dazu kommt, wer nur auf eine mögliche Ausweitung in Richtung Bundesrepublik achtet, verkennt, daß die Welt heute eine Einheit ist. Jede Ausweitung in Afrika, im Nahen, Mittleren oder Fernen Osten hat ganz erhebliche gefährliche Rückwirkungen auf die gesamte Weltlage und damit auch auf die Bundesrepublik. Das sehen viele Vertreter der These "Frieden schaffen - ohne Waffen" auch und nehmen die möglichen Konsequenzen in Kauf: "Lieber rot als tot".





Ich unterstelle, daß die Tragweite dieses letzten Satzes gesehen und ernstgenommen wird. Das bedeutet, die Vertreter des prinzipiellen Pazifismus sind bereit, für ihren Standpunkt zu leiden. Ich würde sagen: In einem Volk muß es Menschen geben, die durch diese Haltung den Wahnsinn des Wettrüstens anprangern. Gleichwohl werden alle, die so denken, bedenken müssen: Die Schrecken des Krieges werden heute in apokalyptischen Bildern ausgemalt. Die Schrecken eines Friedens ohne Freiheit und Gerechtigkeit nimmt man leicht. Schrecken solch eines Friedens sind die Zustände in Frankreich vor der französischen Revolution 1789. Schrecken solchen Friedens sind der nationalsozialistische Polizeistaat mit Konzentrations und Vernichtungslagern, die kommunistischen Archipele Gulak in der Sowjetunion, der rote Völkermord in Kambodscha, die Schreckensherrschaft in Athiopien. Gut, sagt zur These "Lieber rot als tot", Helmut Schmidt "hier wird aus Gesinnung eine Maxime empfohlen, deren Folgen die Betreffenden später nicht zu verantworten brauchen ... Es ist Aufgabe der Staatsführung, zu vermeiden, daß ein ganzes Volk in die Lage kommt, sich entscheiden zu müssen zwischen der Gefahr des Todes oder der Gefahr der Unterwerfung." Genau um das Letztere geht es. Und das ist viel schwieriger und fordert eine sehr harte und umsichtige politische Arbeit, die eine Fülle von Faktoren berücksichtigen muß. Außerdem wäre realpolitisch die Frage zu stellen: Glaubt man wirklich, daß die westliche Großmacht es zulassen wird, daß sich die Sowjetunion die enormen wirtschaftlichen und damit auch militärischen Kapazitäten der Bundesrepublik (noch dazu, wenn diese aus dem westlichen Bündnissystem ausscheidet!) aneignet, ohne atomar zurückzuschlagen? Das bedeutet, der Weg "ohne Rüstung leben" führt aus der Sackgasse nicht heraus. So kann die Bundesrepublik Deutschland vom Atomkrieg nicht bewahrt werden. Daran würde auch das Konzept einer sozialen Verteidigung nichts ändern. Wer glaubt denn im Ernst, daß dies Konzept durchgehalten werden kann gegenüber einem Gegner, der Akten der Verweigerung und Sabotage die nackte und rohe Gewalt entgegensetzt. Das werden einzelne können, die dann zu Märtyrern werden, aber nicht die Masse der Bürger. Politisch gangbar scheint mir der Weg "Frieden schaffen - ohne Waffen" nicht zu sein. Wer ihn politisch vertritt, verharmlost und unterschätzt den Machtwillen beider Großmächte und überschätzt die eigenen Möglichkeiten. Er bedeutet die Preisgabe unseres westlichen Bündnissystems.





2. Die These, das Gleichgewicht der Kräfte ist Voraussetzung für die Abrüstung.





Ihre Vertreter können für sie anführen: So furchtbar das Gleichgewicht des Schreckens ist, so hat es jedenfalls bisher den Ausbruch des Dritten Weltkrieges verhindert. Das ist angesichts des immer größer gewordenen Maßes an Konfliktstoff in der Welt geradezu erstaunlich. Ob das immer so bleibt, kann natürlich niemand voraussagen. Gleichwohl lehren zahlreiche Beispiele aus der Geschichte und der Gegenwart, daß, wenn Mächte miteinander ideologisch, politisch und wirtschaftlich konkurrieren und rivalisieren, daß dann die Wahrung des Friedens bei einem annähernden Gleichgewicht der Kräfte eher gewährleistet ist, als wenn eine dieser Mächte in der Rüstung deutlich den Vorrang hat. Ich drücke das absichtlich so eingeschränkt aus: Wenn Mächte in dem genannten Ausmaß rivalisieren und konkurrieren. Wenn dieses ''Wenn" nicht zutrifft, ist in der Tat ein Gleichgewicht der Kräfte zur Wahrung des Friedens nicht unbedingt erforderlich. Darin haben die Gegner der These "Frieden durch Gleichgewicht" schon recht. Es muß jedoch, wenn man nicht einem Wunschdenken folgt, zugegeben werden, daß die östliche und die westliche Großmacht in dieser gefährlichen man kann fast sagen: totalen Rivalität stehen. So lange es nicht gelingt, diese Rivalität abzubauen, ist in der Tat ein Gleichgewicht der Kräfte erforderlich, um den Entschluß zum Waffengang bei den Mächtegruppen so weit wie möglich zu erschweren. Nur unter diesem realpolitischen Gesichtspunkt ist der Wahnsinn der Atomrüstung überhaupt zu rechtfertigen. Denn die Probleme in der Dritten Welt und unsere sozialen Aufgaben fordern wahrlich eine andere Verwendung unserer Steuergelder.





Wenn es aber so ist, daß das Gleichgewicht der Kräfte zur Zeit die relativ sicherste Voraussetzung für das Wahren des Friedens ist, kann ich jedenfalls einer einseitigen Abrüstung (ganz oder teilweise) nicht das Wort reden, noch viel weniger natürlich der Politik einer einseitigen Stärke. Denn letztere verführt den Überlegenen zum Ausnutzen seiner Kraft und führt den Unterlegenen zu aus der Angst geborenen Kurzschlußhandlungen. Wer in den letzten Jahren den Rüstungsvorsprung der Sowjetunion in konventionellen und atomaren Mittelstreckenwaffen als friedensgefährdend ansah, muß jetzt genauso einer einseitigen Politik der Stärke von seiten der USA entgegentreten. Das Gleichgewicht darf nicht gefährdet werden. Erhard Eppler hat ganz recht, wenn er in "Wege aus der Gefahr" 1981 darauf hinweist, daß es eine der wichtigsten Aufgaben der Bundesrepublik ist, auf die USA mäßigend einzuwirken. Er meint: "In Washington muß man wissen, daß jeder Versuch, dem Gegner im Rüstungsablauf den Atem zu nehmen, in Westeuropa nicht gutes Zureden auslöst, sondern ein hartes und trockene Nein". Freilich gilt: Gleichgewicht (Globales, Regionales, Strategisches, Taktisches) ist vor allem bei atomaren Waffensystemen sehr unterschiedlicher Reichweite, Wirkung und Gegenwirkung schwer definierbar. Das spricht aber nicht gegen die Gleichgewichtsthese als solche, sondern fordert ein ständiges Ringen der Machtgruppen um annäherndes Gleichgewicht mit dem Ziel der beiderseitigen Abrüstung.





3. Die These: Realisierung des Friedens als Prozeß, Ingangsetzen eines Friedensprozesses durch deutliche Vorleistung in der Abrüstung.





Gegen die Gleichgewichtsthese wird eingewandt, daß sie in Wahrheit zum Wettrüsten geführt hat. Jeder fühlt sich nur sicher, wenn er überlegen ist. Daher versucht jeder, wenigstens etwas über dem Gleichgewicht zu liegen. Dies führt zur Rüstungsspirale. Also weg vom Gleichgewichtsdenken. Es gilt, durch deutliche Vorleistung von Rüstungsbeschränkung dem anderen die Angst zu nehmen und ihn auf diese Weise zum Nachziehen zu gewinnen.





Mich hat diese These nicht überzeugt. a) Zur Begründung dieser These wird oft behauptet, die derzeitige Macht und Rüstungspolitik der Sowjetunion gründe ja nur in der Angst der Sowjetunion vor den USA, vor der Stärke des Westens und der möglichen Einkreisung mit Hilfe Chinas. Nun, daß die russische Politik auch in der dargetanen Angst mitgründet, dürfte richtig sein. Ihr Motiv ist aber nicht nur die Angst, sondern zugleich auch ein ideologischer und politischer Machtwille, der doch im Ernst nicht abgestritten werden kann. Warum sonst die Waffenlieferungen in die Dritte Welt, der Versuch, die dortigen Revolutionen ins sowjetische Fahrwasser zu lenken, warum die aus Gleichgewichtsgründen nicht zu motivierende ständige Vermehrung der Mittelstreckenraketen in Richtung Europa das alles gerade in der Phase der Entspannungspolitik!; warum die Betonung gegenüber den eigenen Genossen, daß Entspannungspolitik keinesfalls Preisgabe der ideologischen Ziele des Weltkommunismus bedeute. Jede, wohlgemerkt jede ideologische und politische Bewegung hat eine eigene positive nach vorn treibende inhärente Triebkraft! Darum ist die Begründung der russischen Politik durch die Angst allein nur die halbe Wahrheit. Natürlich ist die Sowjetunion klug genug, keinen Angriffskrieg vom Zaune zu brechen, der zum großen Krieg werden kann. Aber sie schüchtert durch ihre Rüstung ein und gewinnt dadurch den Freiraum zu politischen Aktionen in Afrika und im Vorderen, Mittleren und Fernen Osten.





b) Die Vorleistung in der Abrüstung hätte vielleicht Chancen, wenn nicht die oben beschriebene ideologische, politische und wirtschaftliche Rivalität das Verhältnis zwischen den beiden Großmächten bestimmte, eine Rivalität, in der jeder geradezu ängstlich darüber wacht, daß der andere ihn nicht zurückdrängt. In einer solchen Situation ist merkliche Vorleistung an Abrüstung viel zu gefährlich, als daß eine der Parteien ein solches Risiko einzugehen bereit sein kann. Wie gefährlich in der derzeitigen Lage einseitige Überlegenheit ist, hat Weizsäcker zu dem Satz veranlaßt: "Der Dritte Weltkrieg wird kommen, wenn er gewonnen werden kann." So vermag ich den Weg der Vorleistung in der Abrüstung nicht als einen möglichen Weg zur Friedenssicherung zu sehen.





c) Außerdem gilt: Die Rüstungsspirale ist nicht eine Folge der Gleichgewichtsthese, sondern der aus der Angst oder aus ideologischen Gründen geborene Versuch, an die Stelle des Gleichgewichts etwas anderes, nämlich die eigene Überlegenheit zu setzen. Wenn es nicht gelingt, auf der Basis des Gleichgewichts zur Abrüstung zu kommen, wird der Vorleistungsvorschlag erst recht nicht zum Ziel führen, denn bei der Gleichgewichtsthese werden von beiden Seiten nur kleine Opfer verlangt. Wenn die miteinander ringenden Gegner dazu nicht bereit sind, wie kann man dann von einem der beiden eine risikoreiche Vorleistung erwarten. Einen solchen Weg anzuraten, ist leicht. Ob ein in dem ständigen Ost/West - Ringen verantwortlich arbeitender Politiker ihn übernehmen kann und darf, ist eine andere Frage.





d) Einzelne Vertreter der Vorleistungsthese behaupten, daß sie im Grunde genommen keine Einschränkung der eigenen Sicherheit bedeute, da bei atomarem Angriff auf das eigene durch Vorleistung reduzierte Potential immer noch genügend Kampfmittel zum tödlichen Gegenschlag bereitständen. Das heißt, auch bei einseitiger Vorleistung in der Abrüstung würde der Überlegene den Angriff nicht wagen. Allein dies ist leider keineswegs so. Hier wird nicht berücksichtigt, daß wir ein abgestuftes Abschreckungssystem haben. Angesichts eines abgestuften Abschreckungssystems gilt: Damit für Gegenschläge auf den verschiedenen Ebenen genügend Material bei dem Angegriffenen verfügbar ist und bleibt, muß vorher ein ausgewogenes Gleichgewicht der Waffen auf diesen verschiedenen Ebenen vorhanden sein. Es darf eben nicht zu einem globalen nuklearen Vernichtungsschlag kommen, um Waffenlücken auf den unteren Ebenen auszugleichen.





e) In diesem Zusammenhang muß auch noch etwas gesagt werden zu der These "Abrüstung durch Umrüstung", weil diese These auch die Vorleistung enthält. Diese These wird vor allem durch Horst Afheldt in "Verteidigung und Frieden" 1979 vertreten. Grundlage seines Konzepts ist die Verbindung der Taktik des Kleinkrieges (Guerilla) mit der Technik der modernen, zielsuchenden, treffsicheren Waffen. Zahlreiche kleine mit solchen Waffen ausgerüstete Kommandos werden über die ganze Bundesrepublik verteilt, um den möglichen Angreifer vom Angriff abzuschrecken! Ein solches Konzept hat vielleicht in der Geographie Vietnams oder Afghanistans Erfolg, ermöglicht aber angesichts der Geographie der Bundesrepublik und angesichts unserer technischen Verwundbarkeit keine Erfolge. Wenn der Gegner mit einigen wenigen nuklearen Schlägen ungestört unsere sehr zentralisierten Energieversorqungseinrichtungen lahmlegt, kann solche Guerillataktik nur ein klägliches und dann keineswegs mehr zu ratendes Nachspiel sein. Und diese Zerstörung des Energienetzes muß doch gerade verhindert werden! Mich wundert, daß das Afheldtsche Konzept von Erhard Eppler in "Wege aus der Gefahr" 1981 für erwägenswert gehalten wird!





Das alles bedeutet: Das Gleichgewicht der Kräfte ist politisch und psychologisch wahrscheinlich nach wie vor die einzig mögliche Ausgangsbasis für Abrüstung. Daß wir selbst auf dieser von beiden Parteien ja nur geringe Opfer fordernden Basis mit der Abrüstung nur sehr schwer weiterkommen, darf uns nicht dazu verführen, Wege zu beschreiten, die aus Sicherheitsgründen gefährlich sind.





Die bisherige Erörterung, glaube ich, zeigt: Am wichtigsten ist, daß die totale Rivalität der Großmächte entschärft wird. Erst wenn dies möglich ist, kann man auch in der Abrüstung zu günstigeren Ergebnissen kommen. Das heißt: Entspannung an den verschiedenen Krisenpunkten (auch ideologische Entspannung!) ist Voraussetzung für Abrüstung. Umgekehrt ist Entspannung natürlich auch Folge der Abrüstung. Aus dem Gefüge ''Gleichgewicht - Entspannung - Abrüstung" darf kein Glied herausgenommen werden. Mit diesem komplizierten Gefüge "Gleichgewicht - Entspannung - Abrüstung" im Sinne des Friedens geschickt umzugehen, ist eine schwere politische Aufgabe, die durch vereinfachende Parolen eher erschwert als erleichtert wird. Alles andere halte ich für Wunschdenken.





4. Zum Doppelbeschluß der NATO - Nachrüsten unter gleichzeitigem Anbieten von Abrüstungsverhandlungen.





Der Osten behauptet immer wieder, daß zwischen Ost und West ein Gleichgewicht der Kräfte bestehe auch auf dem Gebiet der Mittelstreckenwaffen. Man wird jedoch sagen müssen, daß dies reine Propaganda ist. Das strategisch interkontinentale Gleichgewicht zwischen den beiden Großmächten dürfte zwar (noch!) gewahrt sein, aber auf dem Gebiet der Mittelstreckenwaffen, die den europäischen Raum bestreichen, haben die Russen einen ganz erheblichen Vorsprung. Das gilt nicht nur von den Mittelstreckenraketen, die laufend vermehrt werden, sondern auch, obwohl das manchmal in Abrede gestellt wird, für die Mittelstreckenbomber. Und auf dem konventionellen Sektor zeigt sich das gleiche.





Für den Westen am unangenehmsten ist dabei die laufende Installierung der SS-20 Raketen. Hier handelt es sich auch wenn die Sowjetunion das abstreitet um einen qualitativ neuen Waffentyp. Während die bisherigen russischen Mittelstreckenraketen SS-4 und -5 fest eingebaute, stark streuende Waffen mit größerer Sprengladung und einem entsprechend größeren Wirkungsbereich sind, sind die SS-20 bewegliche, genau schießende Waffen mit kleinerer Sprengladung und bewußt begrenzt gehaltenem Wirkungsbereich. Sie ermöglichen gekoppelten Einsatz mit Heeresverbänden, da sie deren Vormarsch wegen des eng begrenzten Wirkungsbereichs nicht hemmen. Besonders durch den Einsatz dieser Waffen kann das strategische atomare Patt sozusagen unterlaufen werden.





Was ist zu tun? Meiner Ansicht nach ist der Doppelbeschluß der NATO relativ der am wenigsten gefährliche Weg, um aus der Bedrohung herauszukommen.





a) Bei der Hartnäckigkeit, mit der die Sowjets zu verhandeln pflegen, scheint es mir nicht möglich, diese zum Einlenken zu bringen, wenn nicht auf Seiten des Westens der feste Wille besteht, beim Nichtzustandekommen einer beide Seiten befriedigenden Vereinbarung, nachzurüsten. Genscher hat mit Recht darauf hingewiesen, daß alle Mahnungen an die Sowjetunion in den letzten Jahren, im Mittelstreckenbereich nicht ständig aufzurüsten, ohne Erfolg geblieben sind. Man sieht, die faktisch vorhandene Vorleistung des Westens hat sich keineswegs ausgezahlt!





b) Man hört immer wieder, daß die Nachrüstung eine atomare Bedrohung Europas zur Folge hat. Sie zieht die russischen Raketen an. Darauf ist zu antworten, daß solche atomare Bedrohung Europas erst recht besteht, wenn die sowjetische Überlegenheit so bleibt wie sie zur Zeit ist. Die These des General Bastian lautet freilich anders. Die Amerikaner können durch ihre strategische interkontinentale Rüstung diesen Mangel auf dem Mittelstreckenbereich in Europa ausgleichen. Insofern besteht keine Gefahr. Dagegen sind nicht nur von den offiziellen Vertretern der Politik und militärischen Führung in der NATO, sondern auch von Christoph Bertram (Direktor des Intern. Instituts für strategische Forschung in London) und von C. F. von Weizsäcker erhebliche Bedenken angemeldet worden. Angesichts der zunehmenden Verwundbarkeit der strategischen Trägerwaffen in den 80ger und 90ger Jahren dürfte dem amerikanischen Präsidenten ein Einsatz seiner interkontinentalen strategischen Waffen, um im Mittelstreckenbereich auf dem europäischen Kontinent einen Ausgleich zu schaffen, viel zu riskant und darum nur in sehr geringem Ausmaß möglich sein. Solcher Einsatz interkontinentaler Raketen würde außerdem wahrscheinlich den großen atomaren Vernichtungskrieg globalen Ausmaßes auslösen. Die Sowjets wissen genau, daß der amerikanische Präsident dies schwerlich wagen wird! Darin liegt ja gerade die Gefahr! Dies geradezu kalkulierbare Zögern der amerikanischen Regierung kann von der Sowjetunion ausgenutzt werden, um Europa anzugreifen. Niemand kann ohne ausreichende Mittelstreckenwaffen die Sowietunion daran hindern. C. F. von Weizsäcker meint dazu, daß das die Europäer sich eigentlich schon selbst hätten sagen müssen. Das bedeutet, daß Europa um des Gleichgewichts der Kräfte willen auf dem Mittelstreckenbereich um eine Nachrüstung nicht herumkommt, wenn die Abrüstungsverhandlungen scheitern. Offen ist dabei für mich lediglich die Frage, wie weit es vertretbar ist, dem Vorschlag Weizsäckers gemäß, möglichst viele seegestützte Mittelstreckenraketen zu bauen, um im Falle eines Krieges wenigstens einen Teil der Feindeinwirkung vom Festland abzuziehen. Sich hierfür politisch einzusetzen, wäre m. E. Aufgabe der europäischen Staatsmänner. Die Treffsicherheit seegestützter Raketen müßte freilich gesteigert werden.





c) Die namentlich auf Demonstrationen ständig wiederholte Behauptung, hinter dem Nachrüstungsbeschluß der NATO stehe die versteckte Absicht der USA, im Falle eines sowjetisch-amerikanischen Krieges, die russischen Atomraketen auf Deutschland abzulenken und Europa zum Schlachtfeld zu machen, um selber ungeschoren zu bleiben, ist geradezu abwegig. Denn erstens setzt diese Behauptung eine nicht zu belegende Verlogenheit des amerikanischen Partners voraus, zweitens wäre das Dümmste, was die USA tun könnte, ihre Bündnispartner in Europa durch die Sowjetunion durch Atomschläge ausschalten zu lassen, um nachher, um ihre Partner geschwächt, in die Entscheidungsschlacht mit Moskau allein eintreten zu müssen. Solche vernichtenden Schläge könnte zwar die Sowjetunion mit ihrer jetzigen Überlegenheit an konventionellen und vor allem Mittelstreckenwaffen ohne weiteres führen. (Darum ja der Nachrüstungsbeschluß!) Ihre interkontinentalen strategischen Waffen, die gegen Amerika gerichtet sind, brauchte die Sowjetunion dazu gar nicht einzusetzen! Drittens, der Sinn des westlichen Bündnisses ist es gerade, durch Verzahnung verschiedenster strategischer Maßnahmen, bei der jeder Partner bestimmte Aufgaben übernimmt, eine Vereinsamung eines der Partner zu verhindern. Diese Verzahnung bleibe auch nach einer westeuropäischen Nachrüstung bestehen, weil letztere allein zur Erstellung des Gleichgewichts in Europa nicht ausreicht. Immerhin würden infolge dieser Verzahnung etwa 300 000 amerikanische Soldaten in Europa von den ersten Tagen an kämpfen und unter Umständen Opfer des Krieges. Das wird all zu leicht übersehen.





d) Es muß noch auf einen Einwand Epplers eingegangen werden. Seine These lautet: Die russischen SS-20 haben eine Reichweite von 5000 km und sind daher ostwärts Moskau installiert. Sie können von dort ganz Europa bestreichen. Die für die Nachrüstung der NATO vorgesehenen Raketen - cruise missiles und pershing II - reichen nur 2000 km weit. Wir können mit ihnen gerade noch Moskau, Leningrad und Kiew zerstören, erreichen die sowjetischen SS-20 Raketen aber nicht. Das heißt, die Sowjetunion kann unsere Rakten jederzeit ausschalten, ohne daß ihre SS-20 überhaupt gefährdet sind. Daraus müßte Eppler eigentlich den Schluß ziehen, bessere Raketen zu installieren. Er zieht jedoch den Schluß: Also ist Nachrüstung gefährlich und sinnlos. Nun, wenn diese Rechnung Epplers stimmte, wären alle Politiker und Militärs, die den NATO-Doppelbeschluß vertreten, Narren! Eppler übersieht, daß der NATO-Doppelbeschluß im Rahmen eines Gesamtabschreckungsprogramms gesehen werden muß. Die SS-20 sind wie gesagt keine Großflächenvernichtungswaffen, sondern sehr genau schießende Raketen mit einem begrenzt gehaltenen Wirkungsbereich. Sie werden aus laufend wechselnden Stellungen abgeschossen. Ihre Ortung ist äußerst schwierig. All das gilt in noch größerem Umfang von cruise missiles und pershing II. Das entscheidende Ziel der SS-20 können gar nicht diese Raketen sein. Vielmehr gefährden die SS-20 das gesamte höchst zentralisierte Versorgungssystem Westeuropas. Dem gilt es eine entsprechende Gegendrohung entgegenzusetzen, eine Gegendrohung, die genügend Abschrekkungskraft im Gesamtgebiet eines möglichen russischen Aufmarsches gegen Westeuropa hat. Der Raum jenseits von Moskau kann durch andere amerikanische Waffen erreicht werden.





Daß das Bestreben bestehen muß, die westlichen Mittelstreckenraketen so weit das möglich ist als seegestützte Waffen zu bauen, soll durch die Einwendungen gegen Eppler nicht entkräftet werden.





e) Namentlich in letzter Zeit wird von Vertretern der Friedensbewegung geltend gemacht: Sollten in Westeuropa Mittelstreckenraketen aufgestellt werden, muß mit einem sowjetischen atomaren Präventivschlag gerechnet werden. An diesem Einwand ist merkwürdig: 1. Im Unterschied zu der sonst üblichen Verharmlosung sowjetischer Politik wird der Sowjetunion plötzlich die Handlungsweise eines Begin zugetraut! 2. Hier wird indirekt zugegeben, daß die Sowjetunion auf dem Mitteistreckensektor so überlegen ist, daß sie sich in Europa solche Aktionen erlauben kann.





Zur Sache ist zu sagen: Selbstverständlich sind von seiten der NATO für den Übergang gegen solche Aktionen besondere zeitlich begrenzte Schutzmaßnahmen vorgesehen, die die Sowjets davon abhalten werden, einen Präventivschlag in Europa zu riskieren.





f) Im übrigen ist den Gegnern des Doppelbeschlusses entgegenzuhalten: Dieser Beschluß ermöglicht es uns, in unserer derzeitigen gefährlichen Situation einerseits auf die Amerikaner Druck auszuüben und andererseits auf die Russen. Geben wir den Beschluß preis, begeben wir uns jeder Möglichkeit, auf einen neuen Rüstungswettlauf der Großmächte Einfluß zu gewinnen.





Das alles bedeutet: Wenn die im Doppelbeschluß anvisierten Abrüstungsverhandlungen scheitern sollten was Gott der Herr verhüten möge dann wird mit der Drohung, die in diesem Beschluß liegt, Ernst gemacht werden müssen. Das müssen die Sowjets wissen. Glaubt man denn wirklich, daß, wenn der eine so gut wie nichts in der Hand hat und der andere alles, daß dann der andere zu ernsthaften Verhandlungen bereit ist? Das gilt doch auf anderen Gebieten auch nicht! Einfach werden die Verhandlungen nicht sein.





Denn Moskau wird mit Zähigkeit versuchen, seine Überlegenheit zu behaupten. Und je mehr die sog. Friedensbewegung im Westen wächst, um so mehr freut sich Moskau. Es braucht dann nicht mehr abzurüsten. Und die Friedensbewegung erreicht das Gegenteil von dem, was sie will.





5. Die Aufgabe der Bundeswehr.





Wenn der Sinn der Rüstung, vor allem der atomaren, Verhinderung des Krieges ist, dann ergibt sich von daher die folgende Aufgabe der bewaffneten Macht: Der Soldat bereitet sich auf den Ernstfall vor, um ihn





dadurch zu verhindern. Der Frieden ist in gewisser Weise schon der Ernstfall.. Die Arbeitshilfe "Friedensarbeit für Friedenserziehung" der Westfälischen Landeskirche formuliert die Aufgabe des Soldaten so: ''Jeder Tag nicht Krieg ist ein Erfolg seines Dienstes. Die Bundeswehr produziert Sicherheit. Er (der Soldat) muß um des Friedens willen der Paradoxie standhalten, kampfbereit zu sein, um den Kampf zu verhindern."





Dabei muß allerdings mit vollem Ernst gesehen werden: Drohung, durch die der Frieden geschützt wird, ist illusorisch, wenn keine Bereitschaft zum Ernstmachen dahintersteht. Gustav Heinemanns ursprüngliche und später m. W. von ihm selbst als unzureichend erkannte These: "Drohen ja, Ernstmachen nein" nimmt der Drohung jegliches Gewicht. Walter Scheel formuliert m. E. zutreffend: "Die Frage nach dem Sinn des Soldatenberufes läßt sich nicht nur damit beantworten, daß er den Frieden zu sichern habe. Der Soldat muß sich, auch im Frieden, die Frage vorlegen, welchen Sinn sein Beruf beim Ausbruch eines Konfliktes habe. Nur dann, wenn er diese Frage vor sich selbst klar beantworten kann, kann er sich für den möglichen Ernstfall vorbereiten und damit den Frieden sichern." Vorbereitet sein heißt also, willens sein, den Kampf auch zu führen, wenn es keinen anderen Ausweg gibt. Darauf muß sich der Soldat einstellen. Das bedeutet für den Soldaten, falls es zu einem Einsatz von Atomwaffen kommen sollte, eine ungeheuer schwere Gewissensentscheidung. Sie wird höchstens durch die Erwägung erleichtert: Das Nichtauslösen des Gegenschlages ermöglicht es der gegnerischen Macht, aus Angst, der Gegenschlag könne doch noch kommen, nunmehr zur totalen Zerstörung des Potentials des angegriffenen Landes überzugehen.





6. Wie sollte nun Entspannungspolitik aussehen?





a) Am wichtigsten ist, durch ständige politische Verhandlungen, vor allem über die Kriesenherde in der Welt, aus der oben beschriebenen so gefährlichen totalen Rivalität herauszukommen. Auch auf ideologischem Gebiet müssen es beide Parteien lernen, sich Fesseln anzulegen. Hierzu müssen ständig alle, die Verantwortungsbewußtsein haben, mahnen. Wie ernst die Situation ist, darauf macht uns Paul Tillich aufmerksam. "In unserer Zeit hat das Streben nach Totalität in den beiden großen Imperien, Amerika und Rußland, zur tiefsten und universalsten Spaltung der Menschheit geführt, und zwar gerade weil diese beiden Imperien ihr Bestehen nicht einem einfachen politischen oder ökonomischen Machtwillen verdanken. Sie sind hochgekommen und mächtig geworden durch ihr Sendungsbewußtsein im Verein mit ihrer natürlichen Selbstbehauptung. Aber ihr Konflikt hat tragische Folgen, die sich in jeder geschichtlichen Gruppe und jedem einzelnen Menschen auswirken und zum Untergang der Menschheit führen können." (System. Theol. III, 389.)





b) In den Verhandlungen muß sich die Überzeugung durchsetzen, daß im Atomzeitalter die Akteure "gleichzeitig Antagonisten und Partner sein müssen. Sicherheit ist für beide Seiten nur unter beiderseitigem Verzicht auf Überlegenheit möglich" (Eberhard Müller). Diese Erkenntnis zwingt geradezu zum Aufgeben einer aggressiven Politik. Damit müssen Hand in Hand gehen





c) Abrüstungsverhandlungen, mit dem Ziel einer beiderseitigen, schrittweisen, gleichmäßigen Abrüstung, verbunden mit gegenseitiger Inspektion. Der Satz Weizsäckers sei eine Warnung: "Der normale geschichtliche Gang ist Aufrüstung bis zur ökonomischen Unerträglichkeit, dann irgendwann eine innenpolitische Krise und im Zusammenhang mit ihr ein Krieg, und nach dem Krieg das Rüstungsdiktat der Sieger." Wie unendlich schwierig die unbedingt gebotene Abrüstung ist, zeigen die SALT-Verhandlungen und die sogenannten MBFR-Verhandlungen in Wien zwischen den Ländern der NATO und des Warschauer Paktes. Damit die Verhandlungen überhaupt Aussicht auf Erfolg haben, verdient Weizsäckers Vorschlag Beachtung, dem Osten ein Angebot zu machen, das auf dem konventionellen Sektor - soweit das militärisch tragbar ist! - im wesentlichen eine Kürzung der Angriffswaffen enthält, während diejenigen Waffen, die vorwiegend der Verteidigung dienen, ungeschoren bleiben. So rigoros wie dies Weizsäcker vorschlägt, wird dies sicherlich nicht durchführbar sein, weil auch bei der Verteidigung immer die Notwendigkeit, Gegenangriffe führen zu können, gewährleistet bleiben muß.





Im Mittelstreckenbereich wäre, ohne daß die Sicherheit eines der beiden Partner gefährdet wäre, eine drastische beiderseitige Einschränkung der Mittelstreckenwaffen möglich und unbedingt erforderlich. So könnte Sicherheit "produziert" werden. Erster Schritt: Vertragliche Erfassung des "Ist". Zweiter Schritt: Vertragliche Beschreibung der noch tragfähigen Disparität. (Die jetzige Ungleichheit ist nicht zu tragen!) Dritter Schritt: Entsprechendes Heruntersetzen des Potentials. Bei dem allen wird auf "Kontrolle" nicht verzichtet werden können.





d) Alle Verhandlungen können nur Erfolg haben, wenn der ernste Versuch gemacht wird, auch die Befürchtungen und Ängste der Gegenseite mitzubedenken. Zum Beispiel: Der Angst des Westens, Einkreisen der Energiebasen durch die Sowjetunion, steht die Angst des Ostens, Einkreisen der Sowjetunion mit Hilfe Chinas gegenüber.





e) Darüber hinaus ist der Aufbau eines zwischenstaatlichen Krisenmanagements erforderlich. Dies sollte sogar institutionalisiert werden. Wie wichtig das ist, zeigt die Cuba-Krise. Beide Seiten tasten ab, wie weit man gehen kann. Parallel zu den militärischen Maßnamen laufen jedoch politische Bemühungen, um durch Verhandlungen der Krise Herr zu werden. (Hierauf ist mit Recht in "Sicherung des Friedens" Ev. Kirchenamt Bonn 1980 hingewiesen.)





f) Neben den bisher genannten politischen Maßnahmen muß eine Erziehung zum Frieden stehen. Erziehung zum Frieden heißt Erziehung zur Toleranz, zur Achtung des anders Denkenden, zum Hochhalten der Menschenrechte, vor allen Dingen aber zur Kompromißbereitschaft. Ohne Kompromiß gibt es kein Leben. Erziehung zum Frieden heißt, mit Konflikten fertig zu werden, die Kunst der Verständigung erlernen. Das alles bezieht sich auf den kleinen Kreis der Familie, auf das Umgehen der einzelnen Interessengruppen miteinander, in der Gesellschaft eines Volkes, aber auch auf die Beziehung der Völker untereinander. Ein Volk, das innerhalb seiner eigenen Grenzen es nicht lernt, die Achtung des anders Denkenden ernst zu nehmen, in Konflikten kompromißbereit zu sein, ist sicherlich auch unfähig, auf weltpolitischer Ebene Frieden zu wahren. Erziehung zum Frieden steht nicht im Gegensatz zur Wehrbereitschaft, sofern der Wehrwille ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der Friedenssicherung verstanden wird. Eine Erziehung zum Frieden, die so tut, als ob es einen Staat als Schutzmacht nicht zu geben brauche, nimmt nicht ernst, daß es, solange es diese Welt gibt, auch die Sünde gibt.





g) Gerade deswegen ist aber ebenso wichtig, daß in einem demokratischen Staat diejenigen kontrolliert werden, die den militärischen Machtapparat in der Hand haben, damit die Macht nicht mißbraucht wird. Das Parlament als Kontrollinstanz, ja letztlich alle Staatsbürger, haben mit Sorge zu tragen, daß die Rüstung ausschließlich dem Frieden dienstbar gemacht wird. Damit dies geschehen kann, müssen sich die Bürger über Ziele und Wege der Außen und Militärpolitik ihres Landes informieren. Eine gewisse Auflockerung militärischer Geheimhaltung ist in demokratischen Staaten unumgänglich. Sie hat freilich ihre Grenze an der Sicherheit. (Vgl. "Sicherung des Friedens", Ev. Kirchenamt, 1980.)





h) Fernziel aller politischen Bestrebungen muß eine Stärkung der internationalen Organisation sein, mit dem Ziel, zu einer Weltinnenpolitik zu kommen. Solche Weltinnenpolitik ist, wie Weizsäcker immer wieder betont hat, letztlich die Voraussetzung für das Überleben im technischen und atomaren Zeitalter. Die zwangsläufig immer stärker werdende Zunahme der Zusammenarbeit der Völker auf wissenschaftlich technischem Gebiet, die immer stärker werdenden internationalen wirtschaftlichen Verflechtungen, auch zwischen Nord und Süd, ja zwischen West und Ost, die internationale Bedeutung der ökologischen Gefahren, die der Menschheit drohen, fordern geradezu ein Zugehen auf eine politische Organisation der Welt. Einerseits wissen wir, daß wir von diesem Ziel unendlich weit entfernt sind - siehe allein schon die Zerreißproben innerhalb der EG -, andererseits sollte uns deutlich sein, wie dringend erforderlich es ist, zu einer politischen Organisation zu kommen, die in der Lage ist, ein Zusammenleben der Menschen auf diesem Globus wenigstens einigermaßen möglich zu machen. Die heutige UNO ist höchstens ein erster kleiner Schritt auf dieses Ziel hin. Eine solche politische Organisation müßte freilich auch, was der Friedensforscher Wolfgang Huber betont, mit Macht ausgestattet sein, um Rechtsbrecher unter Umständen mit Gewalt zur Raison zu bringen. Er meint, daß nur ein internationales Gewaltmonopol auch zu nationaler Sicherheit führen kann! Freilich dürfen über solchen z. Z. sicher nicht erreichbaren Fernzielen die kleinen Friedensschritte nicht vergessen werden. Sie sind realistischer.





Solange eine tragfähige politische Weltorganisation nicht gefunden ist, ist die Entspannungspolitik unter Wahrung des Gleichgewichts der Kräfte, verbunden mit dem Willen zu einer beiderseitigen gleichmäßigen Abrüstung zu gelangen, einzige realistische Überlebenschance.





IV. Die besonderen Aufgaben der Kirche





1. Die Kirche hat ständig zum Frieden, zum Abbau der totalen Rivalität, Entspannungspolitik (vgl. Ill, 6) und Abrüstung zu mahnen. Sie darf um der Zukunft der Welt und der Menschen willen hier den Politikern keine Ruhe lassen! Das kann angesichts des Ernstes der Situation nicht scharf genug gesagt werden. Es ist dabei freilich nicht die Aufgabe der Kirche, bestimmte politische oder militärische Wege zu dem Ziel der Friedenssicherung vorzuschlagen. Dazu ist sie überfordert, zumal über die Wege auch im kirchlichen Lager Uneinigkeit besteht. Diese Position ist auch vom Rat der EKD vertreten worden. Gleichwohl kann es für die Kirchen unter Umständen geboten sein, vermittelnd zu wirken.





2. Für den innenkirchlichen Bereich gilt: a) Die theologischen Grundsätze, die in Teil I und II erörtert sind, sollten immer wieder neu durchdacht werden. Dabei ist in unserer gegenwärtigen Situation wichtig, daß der von Gott gewollte Auftrag des Staates wieder deutlicher erkannt und vertreten wird, als das z. Z. oft geschieht. Wir sind in der Gefahr, über dem immer drohenden Mißbrauch der Staatsgewalt (Offb. 13) ihren "guten Gebrauch" (Röm. 13) zu vergessen. Einer heute oft üblichen Reduzierung des reichen und komplexen Inhaltes der Bergpredigt (s. oben) auf "Gewaltlosigkeit", wobei dann Gewaltlosigkeit obendrein noch als gesetzlich verordnetes Heilmittel für alle politischen Fragen verstanden wird, kann eine reformatorische Kirche nicht das Wort reden.





b) Es muß deutlich gesehen werden, daß Christen auch bei gleicher glaubensmäßiger Grundhaltung verschiedene Auffassungen über den Weg zum Frieden haben können. Die drei Hauptgruppen '"Frieden schaffen - ohne Waffen", "Frieden schaffen - unter Berücksichtigung des Gleichgewichts der Kräfte" "Frieden schaffen - durch Vorleistung in der Abrüstung" sind sich im Ziel einig. Über den Weg läßt sich keine Einigkeit erzielen. Wäre man sich nicht im Ziel einig, wäre die Einheit der Kirche gefährdet. Es gilt: trotz Spannungen zusammenzubleiben.





c) Gleichwohl ist die Uneinigkeit hinsichtlich des Weges eine schwere Belastung für die Kirche. Das kommt daher, daß es sich bei der Entscheidung für den einen oder anderen Weg nicht nur um normale politische Ermessensfragen handelt, sondern zugleich um Fragen hohen religiös ethischen Stellenwertes: Es geht um die Frage des Überlebens großer Teile der Menschheit. Darum ist die Frage nach dem rechten Weg in besonderem Maß mit dem Gebet verbunden: "Weise mir, Herr, deinen Weg, daß ich wandele in deiner Wahrheit. Erhalte mich bei dem einen, daß ich deinen Namen fürchte" (Ps. 86, 11).





Das bedeutet: Es geht um Gewissensentscheidung von höchstem Stellenwert. Hier sind wir gespalten, darum ist es auch verständlich, daß jede Gruppe die offizielle Kirche auf ihre Seite ziehen möchte. Aber welche Synoden oder welcher Bischofsrat sollte hier ein Urteil fällen? Der Riß geht auch durch die Mitte der Gremien. In einer solchen Lage kann die Kirche im Grunde genommen nur bekennen: "Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen und bemühen uns um die Überwindung dieser Gegensätze. Wir bitten Gott, er wolle uns durch sein Wort zu gemeinsamer Erkenntnis und Entscheidung führen" (Synode von Spandau 1958).





d) Unter dem Evangelium zusammenbleiben bedeutet vor allem, daß die verschiedenen Gruppen ihre gegenseitigen Gewissensentscheidungen achten, sich nicht gegenseitig ihre christliche Überzeugung absprechen oder den jeweils anders Denkenden nur als halben Christen ansehen. Bei schwerwiegenden politischen Problemen, in denen Menschen, die mit Ernst Christen sind, verschiedene Auffassungen haben und haben können, muß vor allem die offizielle, also die verfaßte Kirche, die Gewissendentscheidung des jeweils anders denkenden Bruders ernstnehmen und achten. Tut sie das nicht, so gibt sie sich selber auf. Hilfreich ist für viele dabei die These, daß sogar die beiden extremen Positionen komplementär sind: Ohne daß die Bundeswehr ihren Dienst tut, gäbe es keine Freiheit zur Wehrdienstverweigerung. Und umgekehrt macht der Wehrdienstverweigerer in unüberhörbarer Weise allen Politikern und Militärs deutlich, daß alles getan werden muß, um aus dem Wahnsinn des Wettrüstens herauszukommen und der Gewalt abzusagen.





e) Es muß ernst genommen werden, daß in Gewissensfragen ein Majorisieren von Minderheiten nicht möglich ist. Das muß sich jede Synode und auch jeder Kirchenkreistag klarmachen. Ein offizielles Gremium der Kirche, das einseitig einen der möglichen Wege als den allein kirchlich vertretbaren empfiehlt, achtet nicht mehr die Überzeugung der anders Denkenden.





f) Die Kirche hat die Vertreter der drei genannten Hauptgruppen ständig auf unser aller Verantwortung vor Gott für die Sicherung des Friedens hinzuweisen und sie zu bitten, genau zu überlegen, ob ihre Vorstellungen und Planungen diesem obersten Gesichtspunkt wirklich dienen. Glatte Lösungen gibt es nicht. Jede Entscheidung enthält ein erhebliches Risiko. Es kann nur darum gehen, das geringere Risiko zu finden und dieses dann im verantwortlichen Glauben an Gott zu wagen. Je weniger die Kirche sich dazu hinreißen läßt, einen der verschiedenen Wege für den allein christlichen anzuerkennen, um so mehr hat sie die Möglichkeit, alle Gruppen anzusprechen und von allen gehört zu werden. Legt sie sich dagegen einseitig fest, führt dies zur Verhärtung der anders Denkenden, die sich ihrem Ruf dann verschließen.





g) Vorbild im Umgang mit Konflikten ist besonders wichtig. Der Satz der Synode von Spandau 1958 (s. Ziffer c) ist nicht ein Ausspruch der Ohnmacht, wie oft gesagt worden ist, noch weniger ein Zeichen der Feigheit, Entscheidungen zu fällen. Denn dieser Satz enthält alle Elemente, die zeigen, wie in einer Kirche mit einem schwerwiegenden Konflikt umgegangen werden muß. Die Kirche tut der Welt einen großen Dienst, wenn sie es lernt, mit einem so schwierigen Konflikt wie diesem fertig zu werden. Denn woher nehmen wir das moralische Recht, die Weltmächte zur Beilegung ihrer Konflikte zu mahnen, sie zu bitten, ihre ideologischen, politischen und wirtschaftlichen Rivalitäten zu überwinden und militärisch abzurüsten, wenn wir selber es nicht vermögen, einander zu achten und unter dem Evangelium zusammenzubleiben? Nochmal sei es gesagt: Es darf sich nicht in unseren Kirchen ereignen, daß der in schwierigen Fragen der Vermeidung des Dritten Weltkrieges anders Denkende diffamiert oder nur als halber Christ abgestempelt wird.





h) Aufruf zum Gebet. Die Kirche lebt vom Gebet. Eine Kirche, die nicht mehr auf die Kraft des Gebetes vertraut, ist keine Kirche mehr. Wir sollten den Herrn in jedem Gottesdienst und in jedem persönlichen Gebet darum bitten: "Erhalt uns Frieden gnädiglich Herr Gott, zu unseren Zeiten". Wir sollten den Herrn darum bitten, daß er uns die Kraft schenkt, unter dem Evangelium zusammenzubleiben, in der Kirche und in der Welt es zu lernen, mit Konflikten zu leben, und daß er uns den rechten Weg in die Zukunft weise, damit der Friede erhalten bleibt.





Das Gebet ist zugleich der Ort der einzige Ort in der Welt, der uns von der Angst vor der Zukunft befreit. Jesus Christus sagt: "In der Welt habt ihr Angst" (in der Tat, wir haben sie!), "aber seid getrost, ich habe die Welt überwunden" (Joh. 16, 33). Der, der Welt und Angst überwunden hat, ist bei uns und stärkt uns! Das Geschäft mit der Angst, die gerade heute in unseren Landen umgeht, darf die christliche Kirche nicht betreiben. Veranstaltungen, die das Wort des Kirchentages "Fürchtet euch nicht" ummünzen in "Fürchtet euch", darf es nicht geben. Das muß sowohl der sogenannten Friedensbewegung als auch den Vertretern der Nachrüstung gesagt werden. Christlicher Glaube denkt nicht von der Angst, sondern von der Erlösung her. Denn wir beten zu dem, der die Welt in seinen Händen hält, der uns schon erlöst hat und der das Werk der Schöpfung durch gute und böse Taten der Menschen hindurch dereinst herrlich vollenden wird in sein ewiges Reich hinein. Das tägliche Gebet befreit von der Angst. Dadurch allein gibt es uns die Kraft, in innerer Ruhe sachlich und nüchtern zu überlegen, was praktisch getan werden kann und muß. Nur so können wir unsere Verantwortung für die Welt recht wahrnehmen.


